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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Pohlmann, Dr. Sprung, Rock, 
Dr, Warnke und Genossen 


betr. Auswirkungen des Vergabestops im Straßenbau 


Von der Sperre der im Bundeshaushalt frei verfügbaren Mittel 
bis zur Höhe von 40 Vo werden in erster Linie die Bauausgaben 
der öffentlichen Hand betroffen. Das gilt vor allem für den Tief- 
und Straßenbau. 

Die Auftragsbestände im Straßenbau sind jedoch in der letzten 
Zeit - von wenigen Ballungszentren abgesehen - stark zurück- 
gegangen, teils infolge des Zurückbleibens der dafür im Haus- 
halt vorgesehenen Beträge hinter der Kosten- und Preisentwick- 
lung, teils wegen des außergewöhnlich günstigen Bauwetters in 
der ersten Jahreshälfte. 

Der vom Herrn Bundes verkehrsminister am 25. Mai 1971 aus- 
gesprochene totale Vergabestop im Bundesfernstraßenbau und 
die Kürzung der Ausgaben der Länder für den Straßenbau kann 
daher schon bald zur Gefährdung der Existenz von Straßenbau- 
betrieben und zu Entlassungen größeren Ausmaßes führen. 

Das wird durch Zahlen aus Niedersachsen bestätigt. Nach Er- 
hebungen des Bauindustrieverbandes zum Stichtag 15. Juni wer- 
den dort voraussichtlich mehr als 40®/o der Straßenbaukapazi- 
täten innerhalb von zwei Monaten zum Erliegen kommen, wenn 
keine weiteren Straßenbauaufträge vergeben werden. Bis Ende 
August müssen rund 2000, bis Ende Oktober weitere 2500 von 
insgesamt 7000 gemeldeten Straßenbauarbeitern entlassen 
werden. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Ist sie sich dessen bewußt, daß der mögliche Verlust von 
Straßenbaukapazitäten, der durch den Vergabestop erwartet 
werden muß, in hohem Maße unwirtschaftlich und unvertret- 
bar ist, weil die Kapazitäten schon in Kürze wieder dringend 
benötigt werden, um die weiteren Straßenbaumaßnahmen 
ausführen zu können? 

2. Sieht die Bundesregierung die Gefahr, die aus dem Verlust 
von Produktionskapazitäten für den Straßenbau sich für die 
weitere Preisentwicklung in diesem Wirtschaftssektor er- 
gibt? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, die konjunkturpolitischen 
Haushaltssperren so zu modifizieren, daß die Kapazitäts- 
verluste in der überwiegend mittelständischen Straßenbau- 
wirtschaft verhindert werden? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, die konjunkturpolitisch be- 
dingten Haushaltssperren regional zu differenzieren, d. h. in 
den wirtschaftsschwachen Gebieten auf einen totalen Ver- 
gabestop zu verzichten, um damit dem Verlust von Straßen- 
baukapazitäten in diesen Räumen zu begegnen? 

5. Zwischen der Mittelbereitstellung und der Auftragsvergabe 
im Straßenbau vergehen Wochen und Monate. Ist die Bun- 
desregierung bereit, in dieser Frage schnell zu entscheiden? 
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